
Integrationspolitiken in Europa
Von einheitlicher Linie noch weit entfernt

Noch vielfältiger als die Regeln zum Erwerb der
Staatsbürgerschaft erscheinen die Konzepte und
„Philosophien“, die von den europäischen Ländern
zur gesellschaftlichen Integration ihrer Zuwande-
rer verfolgt werden (vgl. den Beitrag Seite 3).
Neben den Ländern mit langer „Einwanderungser-
fahrung“ wie Großbritannien und Frankreich, den
Niederlanden, auch Deutschland und Skandina-
vien, gibt es andere im Süden und im Osten der EU,
die sich neuen Herausforderungen der Zuwande-
rung gegenübersehen und noch keine klaren Kon-
zepte für die Eingliederung von Migranten haben.
Unsere Doppelseite präsentiert 10 „integrations-
politische Steckbriefe“, die die Schwerpunkte und
Trends der Integrationspolitik umreißen. Karte und
Tabelle beschreiben die quantitative Dimension
der Integration: dabei ist weniger die Ausländer-
quote (d.h. der Bürger mit fremdem Pass) als der
Anteil der im Ausland Geborenen von Bedeutung.
Am Beispiel Frankreich werden die Relationen zwi-
schen Ausländern und Einwanderern verdeutlicht.

Großbritannien
Von der Zuwanderung als kolonialem Erbe bis zur
neuen Arbeitsmigration aus Osteuropa und aller Welt:
Großbritannien hat schon viele Einwanderungswellen
gemeistert. Sprachförderung findet statt, steht in
einem anglophonen Land aber naturgemäß nicht an
erster Stelle der Integrationsagenda.Wohl aber Chan-
cengleichheit in Schule und auf dem Arbeitsmarkt.
Integrationspolitik in Großbritannien ist in weiten Teilen
Antidiskriminierungspolitik.

Niederlande
Von ausgeprägter Minderheitenpolitik zu einer stärker
auf Identifikation ausgerichteten Integrationspolitik:
Seit sechs Jahren müssen Neuzuwanderer in den
Niederlanden an einem Integrationsprogramm teilneh-
men, das Pate stand für das deutsche Modell: 600
Stunden Sprachkurs und Gesellschaftskunde. Das
„Erstintegrationspaket“ ist stärker berufsorientiert als
in Deutschland und enthält gleich zu Beginn berufsbe-
zogene Sprachkurse. Sehr umstritten: bereits vor der
Einreise zu erfüllende Integrationsanforderungen, die
durch Sprachtests an Sprachcomputern nachgewie-
sen werden müssen.

Luxemburg
Das kleine Land gilt als das multikulturelle Herz Euro-
pas. In puncto Integration sind zwei gegenläufige Ten-
denzen zu beobachten: Relativ problemlos verläuft sie
bei den vielen gut Qualifizierten, die sich entweder
niedergelassen haben oder täglich einpendeln. Bei den
Nachkommen der früheren „Gastarbeiter“ gelingt der
Aufstieg nicht immer. Ein Handicap: Die offizielle Drei-
sprachigkeit des Landes. Mündliche Schulsprache ist
Lëtzebuergesch, auf dem Arbeitsmarkt werden zusätz-
lich Französisch und Deutsch vorausgesetzt. Eine hohe
Hürde, wenn dann auch noch eine weitere Familien-
sprache dazukommt.

Ausländer insgesamt
3.510.000

Im Ausland geborene 
Ausländer
2.960.000 Im Ausland geborene 

Eingebürgerte
1.970.000

Einwanderer
insgesamt
4.930.000

In Frankreich
geborene 
Ausländer
550.000

Beispiel Frankreich:
Ausländer und Einwanderer

Ausländer: In Frankreich lebende
Person, die über keinen französi-
schen Pass verfügt

Einwanderer: Nach Frankreich
zugezogene Person, die als Auslän-
der (Nicht-Franzose) im Ausland
geboren wurde

Quelle: INSEE (2004) nach 
Le Monde vom 25.8.2006

Land
Letzter
Stand

Einwohner
(1.000)

Ausländer
(1.000)

Ausländer-
quote (%)

Im Ausland
Geborene (%)

Belgien 2005 10.446 871 8,3 10,7
Dänemark 2005 5.411 268 5,0 6,8
Deutschland 2005 82.501 6.717 8,1 12,5
Estland 2005 1.347 251 18,6 /
Finnland 2005 5.237 108 2,1 2,5
Frankreich 2005 62.371 3.510 5,6 7,9
Griechenland 2004 11.041 891 8,1 10,3
Großbritannien 2004 58.554 2.941 5,0 8,3
Irland 2005 4.131 255 6,2 10,4
Italien 2005 58.462 2.402 4,1 3,9
Lettland 2004 2.319 515 22,2 /
Litauen 2005 3.425 32 0,9 /
Luxemburg 2005 455 177 38,9 32,6
Niederlande 2005 16.306 699 4,3 10,1
Norwegen 2005 4.606 213 4,6 7,0
Österreich 2004 8.140 765 9,4 12,5
Polen 2003 38.191 700 1,8 2,1
Portugal 2003 10.529 239 2,3 6,3
Schweden 2005 9.011 481 5,3 12,0
Schweiz 2005 7.415 1.525 20,6 /
Slowakei 2005 5.385 22 0,4 /
Slowenien 2005 1.998 44 2,2 /
Spanien 2005 43.038 3.371 7,8 5,3
Tschechien 2005 10.221 254 2,5 4,5
Ungarn 2005 10.098 144 1,4 2,9

Ausländer und im Ausland Geborene (Quote)
in europäischen Ländern*

*) Zu einigen Ländern lagen keine Daten vor · keine Angaben (/)
Quote der im Ausland Geborenen: z.T. älterer Datenstand
Quellen: EUROSTAT, OECD, nationale Statist. Ämter, eigene Berechnungen
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Frankreich
Die Regierung Sarkozy bereitet ein neues Einwanderungs- und
Integrationsgesetz vor. Zielrichtung: Zuwanderung von qualifizier-
ten Migranten ermöglichen, Familiennachzug einschränken.An
die Aufenthaltsverfestigung werden stärkere Integrationsnach-
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Schweden
Gut organisiert und professionell präsentiert sich die schwe-
dische Integrationspolitik. Mit 24 Regierungszielen soll die
Integration systematisch in den Handlungsfeldern Wohnen,
Diskriminierung, Demokratie, Interkulturelle Öffnung, Ge-
sundheit, Kultur, Beschäftigung, Soziale Sicherheit, Bildung
und Erstaufnahme umgesetzt werden.Anhand von 69 Indika-
toren wird die Wirksamkeit der Programme gemessen. Der
Einstieg für Neuzuwanderer erfolgt über Integrationskurse.
Sie sind nicht verpflichtend, die Ergebnisse ähneln dennoch
denen in den Niederlanden und Deutschland: nur ein Drittel
der Teilnehmenden schafft das angestrebte Kursziel im Rah-
men der staatlich geförderten Stundenzahl.Vorbildlich: die
Integration von Migrantenkindern in der Schule.

Finnland
In Finnland ist der Fachkräftemangel bereits so akut, dass
das Land aktiv um qualifizierte Zuwanderer wirbt. Ein zuwan-
derungsfreundliches Klima setzt ein gut funktionierendes
Integrationsmanagement voraus: Finnischkurse werden
angeboten, ebenso wie umfangreiche Programme zur
Arbeitsmarktintegration. Ein spezifisch finnisches Problem:
In dem flächenmäßig großen, aber bevölkerungsarmen Land
konzentrieren sich die Migranten auf wenige Großstädte im
Süden. Ziel ist es daher, eine bessere Verteilung auf das
gesamte Land zu erreichen.

Polen
Noch immer ist Polen stärker von Auswanderung als von Ein-
wanderung geprägt. Bei anerkannten Flüchtlingen wird seit
zwei Jahren die Integration gesetzlich gefördert: In Form von
monatlichen Beihilfen für Sprachkurse und Wohnung. Die
Integrationschancen von Migranten auf dem Arbeitsmarkt
und in der Gesellschaft sind nach wie vor vergleichsweise
gering; Polen ist damit auch heute noch eher Transit- als Auf-
nahmeland. Mit der Verbesserung der Integrationspolitik
beschäftigt sich inzwischen eine interministerielle Arbeits-
gruppe.

Österreich
Zwar hat Österreich schon früh die Zuwanderung über Quo-
ten gesteuert, aber nicht nach Qualifikation. Um die Integra-
tion der Menschen mit niedrigen Bildungsabschlüssen bes-
ser in den Griff zu bekommen, müssen Neuzuwanderer seit
drei Jahren eine Integrationsvereinbarung erfüllen. Bei
Nichtteilnahme drohen Sanktionen. Die „nachholende Inte-
gration“ muss stärker als bisher auch die Bekämpfung von
Diskriminierung umfassen, mahnen Lobbyorganisationen an.

Schweiz
Die revidierte Integrationsverordnung und das neue Auslän-
dergesetz, über das in wenigen Wochen abgestimmt wird,
verankern „Integration“ erstmals als Gesetzesbegriff. Konse-
quenz: Beim Antrag auf Zuwanderung einer Person muss
deren „individuelles Potenzial zur Integration“ geprüft wer-
den; bei der Aufenthaltsverfestigung wird der „Integrations-
grad“ geprüft. Um ein einheitliches Verständnis bei der Aus-
legung des Integrationsbegriffs zu gewährleisten, hat die
Eidgenössische Ausländerkommission den Leitfaden „Der
Integrationsbegriff im Gesetz“ entwickelt. Sprach- und Inte-
grationskurse werden je nach Kanton und Stadt unterschied-
lich angeboten.

Veronika Kabis und Martin Zwick

Deutschland
Über Jahrzehnte war Deutschland offiziell kein

Einwanderungsland - gleichwohl gab es seit den
80er Jahren vielfältige integrationspolitische Akti-
vitäten: aus verschiedenen Ressorts finanziert, auf
den Ebenen Bund, Länder und Gemeinden sowie
in ungezählten Organisationen und Initiativen
umgesetzt, kaum koordiniert und im Ganzen
wenig effizient. Das nach langem Ringen zustande
gekommene Zuwanderungsgesetz (in Kraft seit
1.1.2005) stellt die deutsche Integrationspolitik
auf eine neue rechtliche und materielle Grundlage
und regelt eine Vielzahl von Rechtsbereichen wie
das Aufenthaltsrecht, die Arbeitsmigration, die
humanitäre Zuwanderung, das Asylverfahren, den
Familiennachzug sowie die administrativen
Zuständigkeiten (zentrale Funktio-
nen beim Bundesamt für
Migration und Flücht-
linge). Kernelemente
der "neuen" Inte-
grationspolitik
sind die Migra-
tionserstbera-

tung und das Angebot der Integrationskurse,
bestehend aus 600 Stunden Sprachkurs und 30
Stunden Orientierungskurs. Das Angebot richtet
sich sowohl an Neuzuwanderer als auch an bereits
länger hier lebende Zuwanderer, die erhebliche
Defizite in der Sprachbeherrschung aufweisen.
Daneben gibt es nach wie vor eine Vielzahl von
Integrationsmaßnahmen wie gemeinwesenorien-
tierte Projekte, Maßnahmen der Berufsbildung
oder zielgruppenorientierte Aktivitäten (Frauen,
Jugendliche, Senioren etc.). Ein bundesweites
Integrationsprogramm, das
zur Zeit erarbeitet wird,
soll zu einer höheren
Transparenz und
Vernetzung der
Programme
führen.

weise als bisher geknüpft. Integrations- und Orientierungskurse
werden bereits seit zwei Jahren im Rahmen einer Integrationsver-
einbarung durchgeführt. Die Integrationsverwaltung wird neu
organisiert: Die verschiedenen staatlichen Institutionen sollen auf-
gehen in einer Mega-Behörde, der ANCSEC (Nationale Agentur für
den sozialen Zusammenhalt und die Chancengleichheit).


